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Die VoBo-Bewegung und der Zensus 2011
1983 musste die geplante Volkszählung aufgrund der Proteste gestoppt werden und 1987 fand ein massenhafter Boykott
der „Volksaushorchung“ statt. Und heute? Wo bleibt die Bewegung gegen Mikrozensus und Volkszählung 2011?
Ab Mai soll in Deutschland eine Volkszählung, der „Zensus 2011“,

durchgeführt werden (vgl. GWR 356).

80.000 „InterviewerInnen“ wol-

len dann bis Ende 2011 bundes-

weit rund 20 Millionen Men-

schen ausfragen, mit bis zu 186

Fragen pro Haushalt. Mit dem

„Zensus 2011“ steht eine mas-

senhafte Sammlung von per-

sönlichen Daten bevor. Millio-

nen Menschen sollen gezwun-

gen werden, Religionszugehö-

rigkeit, Familienumstände, Ein-

kommen und vieles mehr bloß

zu legen. Das Menschenrecht

auf informationelle Selbstbe-

stimmung wird mit Füßen ge-

treten.

Wenn wir etwas gegen diese

staatlich verordnete Zwangs-

maßnahme tun wollen, lohnt

sich die Erinnerung an die

Volkszählungsboykottbewegun-

gen der 1980er Jahre.

Der Stopp der Volkszählung 1983

Im Jahre 1983 wollte der Staat

eine groß angelegte Volkszäh-

lung durchführen und die ge-

samte Bevölkerung der damali-

gen Bundesrepublik durch-

leuchten und erfassen.

Dieser Plan führte bundesweit

zu Massenprotesten. Bürgeri-

nitiativen gingen vor Gericht

und durch alle Instanzen.

Die breite Verweigerungswelle

und schließlich das Urteil des

Bundesverfassungsgerichts

stoppten die Volkszählung

1983. Der Datenschutz wurde

erstmals als Grundrecht aner-

kannt. Den BürgerInnen wurde

ein Recht auf „informationelle

Selbstbestimmung“ verspro-

chen. Eine Sammlung von nicht

anonymisierten Daten auf Vor-

rat und zu unbestimmten Zwe-

cken schloss das Gericht aus.

Das war ein großer Erfolg für

die bundesweite Volkszäh-

lungsboykottbewegung.

Die Kohl-Regierung hat das al-

lerdings als schallende Ohrfei-

ge empfunden. Und so setzte

der damalige CSU-Bundesin-

nenminister Zimmermann alles

daran, 1987 eine „nachgebes-

serte“ Volkszählung durchzu-

setzen.

Die VoBo-Bewegung 1987

Das Kürzel „VoBo-Ini“ kennt

heute kaum noch jemand. Es

steht für „Volkszählungsboy-

kott-Initiative“. 1987 war diese

Abkürzung in aller Munde,

denn in der gesamten Bundes-

republik hatten sich „VoBo-

Inis“ gebildet, die gegen die

Pläne der Regierung agitierten.

„VoBo“, das war in vielen Städ-

ten eine große, basisdemokra-

tisch organisierte Soziale Bewe-

gung, in der sich von Anarchis-

tInnen bis Grünen, von Arbei-

terInnen, Arbeitslosen bis Stu-

dentInnen ein breites gesell-

schaftliches Spektrum zusam-

mentat, mit dem gemeinsamen

Ziel, das „Volksverhör“ zu stop-

pen oder zu boykottieren.

Eigene Erfahrungen

Ich engagierte mich von 1986

bis 1988 in der VoBo-Ini „Müns-

ter-Mitte“, einer von zehn

Stadtteilinitiativen in Münster.

Die Initiativen organisierten

Diskussionsveranstaltungen,

Solikonzerte, informierten Inte-

ressierte über die Problemati-

ken des „Volxverhörs“ und rich-

teten Sammelstellen für nicht

ausgefüllte Volkszählungsbö-

gen ein.

Im April 1987 hatte unsere Ini

in der Altstadt, am „Spiegel-

turm“, einen Infostand aufge-

baut. Wir verteilten Info-Mate-

rialien aus dem Umwälzzentrum,

Volkszählungsboykott-Flyer,

Spuckis und Broschüren wie

„Vorsicht Volkszählung“ und

„Restrisiko Mensch“.

Letztere dienten den staatli-

chen Behörden nun als Vor-

wand für eine bundesweite Ein-

schüchterungs- und Kriminali-

sierungswelle. In den Büchern

wurde u.a. empfohlen, die Kenn-

nummern aus den Erhebungs-

bögen zu entfernen, damit die

Identitäten von BoykotteurIn-

nen nicht rekonstruiert werden

können.

Da diese Bögen aber Eigentum

des Staates seien, das nicht be-

schädigt werden dürfe, wurde

der Aufruf zum Schnibbeln von

den Behörden kurzerhand zur

Straftat erklärt. Dazu diente den

Angestellten von Zimmermann

der berüchtigte, auch heute

noch nicht abgeschaffte Gum-

mi- und Gesinnungsparagraph

111 StGB („Öffentliche Auffor-

derung zu Straftaten“).

Im Rahmen der Vorbereitungs-

phase zur Volkszählung bzw.

zum Boykott wurden zwischen

Mai und Juli 1987 bundesweit

Büros von VoBo-Initiativen,

Zeitungsredaktionen und eini-

ge Buchläden durchsucht.

Dabei wurden neben den schon

erwähnten Publikationen aus

dem Kölner Volksblatt Verlag

auch unzählige Flugblätter be-

schlagnahmt. Gegen mehrere

Projekte, die Tipps zur Un-

kenntlichmachung der Frage-

bögen veröffentlicht bzw. aus-

gelegt hatten, wurden Ermitt-

lungsverfahren nach § 111

StGB eingeleitet.

Mein Prozess

Ich hatte zum ersten Mal – zu-

sammen mit den anderen Be-

treiberInnen des Infostandes –

ein Ermittlungsverfahren am

Hals.

Mein Prozess am 11.11.1987

wurde zu einem Happening.

Gleich zu Beginn drohte der

Richter, den Saal zu räumen, weil

sich einige ProzessbesucherIn-

nen zunächst geweigert hatten,

sich zu erheben.

Da die Gründe für den Boykott,

die ich damals vorgetragen ha-

be, zu einem großen Teil auch

2011 noch aktuell sind, hier ei-

nige Zitate aus meiner Vertei-

digungsrede vom 11.11.1987:

„Ich boykottiere die Volkszäh-

lung und betrachte es als mein

... Recht, meine Meinung frei zu

äußern und Informationen an

andere weiterzugeben ... Eine

Reidentifizierung der Gezählten

ist selbst bei anonymisierten

Datensätzen möglich ...

Besondere Brisanz erhält die

Volkszählung 1987 im Zusam-

menhang mit den bereits ver-

abschiedeten Sicherheitsgeset-

zen. Die Perfektionierung staat-

licher Datensammelapparate,

der Ausbau von Geheimdiens-

ten und die zunehmende elek-

tronische Ausrüstung der Poli-

zei lassen in der Bundesrepublik

einen Überwachungsstaat ent-

stehen. Schleppnetzfahndung,

maschinenlesbarer Personal-

ausweis, maschinenlesbarer

Reisepass, das computerlesba-

re Kraftfahrzeugkennzeichen

und der Datenaustausch zwi-

schen Polizei und Geheimdiens-

ten schaffen ein Datennetz, in

das jede Bürgerin und jeder

Bürger jederzeit ohne eigenes

Zutun hineingeraten kann.

Bislang beschäftigten sich Ver-

waltungs- und Ermittlungsbe-

hörden (zumindest offiziell) nur

dann mit den Bürgerinnen und

Bürgern, wenn ein konkreter

Anlass oder Verdacht besteht.

Nun geraten die Menschen

schon in die Ermittlungstätig-

keit wie Raster- und Schlepp-

netzfahndung wegen ihrer

Hautfarbe, Haarfarbe, weil sie

ihre Stromrechnung z.B. in bar

bezahlen oder anderer ‚ver-

dächtiger‘ objektiver Merkma-

le. Mehr davon werden bei der

Volkszählung gesammelt. Ohne

eigenen Einfluss und ohne es

zu merken, kann so jeder

Mensch in dieses Computer-

netz geraten. Die Datenverwer-

tung und Datenlöschung sind

der Kontrolle der Erfassten ent-

zogen. Harmlose Daten gibt es

nicht.

Die Flüchtlinge und Emigran-

ten in der Bundesrepublik müs-

sen seit Jahren erfahren, welch

existenzgefährdende Konse-

quenzen der staatliche Zugriff

auf ihre Daten haben kann. Et-

wa wenn die Ausländerbehörde

aufgrund gespeicherter Infor-

mationen im Ausländerzentral-

register die Aufenthaltsgeneh-

migung versagt. ... Ausländer

sind nicht nur durch die men-

schenfeindliche Ausländer-

und Asylpolitik bedroht, ... son-

dern auch der direkten Verfol-

gung und illegalen Erfassung

durch Neonazis ausgesetzt ...

Gewaltfreier Widerstand ist

Maxime des Handelns und

Denkens. Undemokratische Ge-

setze können diesen Wider-

stand auf Dauer nicht brechen

und beweisen seine Rechtmä-

ßigkeit...“

Während meiner langen Rede

saß der Richter kopfschüttelnd

und mit zunehmend rot anlau-

fendem Kopf auf seinem Platz,

um am Ende herauszuplatzen:

„Das würde doch alles im Cha-

os enden, wenn alle so däch-

ten wie sie!“

Mehrmals drohte er, den bis auf

den letzten Platz gefüllten Saal

zu räumen, weil es lautstarke

Protestäußerungen aus dem

Publikum gegeben hatte: „Ich

habe auch boykottiert!“

Der Richter war so empört, dass

er beim Strafmaß schließlich

über die Forderung der Staats-

anwaltschaft hinaus ging.

Der Protest gegen die Volkszäh-

lung 1987 ist für mich mit wich-

tigen Erfahrungen verknüpft.

Es war ein schönes Gefühl, dass

wir die Volkszählungsboykott-

kampagne mit so vielen Men-

schen kollektiv und solidarisch

vorantreiben konnten.

Wir haben unzählige Infoblät-

ter und Broschüren unter die

Leute gebracht und eine Ge-

genöffentlichkeit herstellen

können. Die Solidarität, die ich

damals insbesondere im Zu-

sammenhang mit meinem Pro-

zess erlebt habe, war großartig.

Was regt sich gegen den „Zensus

2011“?

Verglichen mit den großen

Volkszählungsboykottbewegun-

gen der 80er Jahre gibt es bis-

her noch keine relevante Kam-

pagne gegen den „Zensus

2011“.

Das hat sicher mehrere Grün-

de. Viele wissen noch gar nicht,

was zwischen Mai und Dezem-

ber 2011 auch auf sie persön-

lich zukommt. In Zeiten von Fa-

cebook, Vorratsdatenspeiche-

rung, Google Street View, gras-

sierender Kameraüberwachung

und elektronischem Personal-

ausweis ist es schwieriger ge-

worden, sich gegen den Aus-

bau des Überwachungsstaates

zu stemmen. Die Erfassung ist

heute umfassender als 1987.

Deshalb hat sich Fatalismus

breit gemacht.

Da sollten wir gegensteuern

und aufklären. Mit dem „Zen-

sus 2011“ steht eine giganti-

sche Sammlung von persönli-

chen Daten bevor. Durch die

Zwangsbefragung entstehen

problematische Personenpro-

file. Wie schon 1987 hat die

NPD ihre Mitglieder aufgefor-

dert, sich bei den „Inter-

viewerInnen“ einzureihen, um

AntifaschistInnen und illegali-

sierte MigrantInnen ausfindig

zu machen.

Die Befragung durch unbe-

kannte „InterviewerInnen“ ist

dabei nur eine Seite der Schnüf-

felei.

Im Hintergrund werden Infor-

mationen u.a. aus den Melde-

registern, von Finanz- und Ar-

beitsämtern mit den Ergebnis-

sen der Befragung zusammen-

geführt und unter einer eindeu-

tigen Nummer gespeichert.

Dabei hatte das Bundesverfas-

sungsgericht eine solche Ord-

nungsnummer 1983 verboten.

Ob die versprochene Siche-

rung und Anonymisierung die-

ser Datenmassen gelingen wird,

ist fraglich. Bekanntlich blüht

der Handel mit persönlichen

Daten.

Wissen ist Macht. Je mehr der

Staat über uns weiß, umso

schwieriger wird es für uns, das

System der Ausbeutung des

Menschen durch den Men-

schen zu bekämpfen.

Die erhobenen und verknüpf-

ten Zensusdaten werden nicht

etwa sofort nach ihrer Auswer-

tung gelöscht, sondern bleiben

bis zu vier Jahre lang gespei-

chert und können über die Ord-

nungsnummern zu heiklen Per-

sonenprofilen verknüpft wer-

den. Die ungenügende Ano-

nymisierung der Zensusdaten

ist eine Gefahr für Informatio-

nelle Selbstbestimmung, Da-

tenschutz und Datensicherheit.

So entsteht für einen langen

Zeitraum eine zentrale Daten-

sammlung mit erheblichem

Missbrauchspotential.

Gerade für Menschen, die sich

in den sozialen Bewegungen

engagieren, sollte also klar

sein, dass wir uns kollektiv und

solidarisch gegen den „Zensus

2011“ und alle anderen Versu-

che, uns zu durchleuchten, en-

gagieren sollten.

Bernd Drücke
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